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Kommunale Wärmeplanung flankiert GEG-Novelle

Das geänderte Gebäudeenergiegesetz ist 
seit Anfang des Jahres als Version GEG 
2023 in Kraft. Trotzdem wird es schon wie-
der geändert, denn die Vorgaben des Ko-
alitionsvertrags sind noch nicht alle erfüllt. 
Im Kapitel „Klimaschutz im Gebäudebe-
reich“ heißt es: „... wir ändern das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) wie folgt: Zum  
1. Januar 2025 soll jede neu eingebaute 
Heizung auf der Basis von 65 Prozent er-
neuerbarer Energien (EE) betrieben wer-
den; zum 1. Januar 2024 werden für we-
sentliche Ausbauten, Umbauten und 

Erweiterungen von Bestandsgebäuden im 
GEG die Standards so angepasst, dass die 
auszutauschenden Teile dem EH 70 ent-
sprechen; im GEG werden die Neubau-
Standards zum 1. Januar 2025 an den 
KfW-EH 40 angeglichen…“ Der parlamen-
tarische Hürdenlauf des Novellenentwurfs 
begann Anfang April 2023 und erlebte im 
Sommer dieses Jahres einen dramatischen 
Eklat. Das Bundesverfassungsgericht hatte 
die weitere Abstimmung durch Beschluss 
am Abend des 05.07.2023 gestoppt. Ein 
Mitglied des Bundestags hatte einen Eilan-

trag eingereicht. Die parlamentarischen 
Schritte der GEG-Novelle zeigt die Tabelle 
nebenan auf.

Im Kontext dieses Beitrags spielt der Bun-
desrat eine besondere Rolle. In seinen Gre-
mien sitzen die fachlichen Spezialisten aus 
den Bundesländern. Ihre Vorschläge sind 
erfahrungsgemäß sehr nützlich für die ge-
setzliche Umsetzung in die Baupraxis. Mit 
dem Entwurf der Bundesregierung für die 
GEG-Novelle befassten sich vier Ausschüs-
se des Bundesrats am 03.05.2023. Feder-

GEG-Fortschreibung parallel zu neuem Wärmeplanungsgesetz

Kommunale Wärme-�
planung flankiert �
GEG-Novelle

Seit Monaten ist die GEG-Novelle als „Heizungsgesetz“ in aller Munde. Bis 2045 soll 
Deutschland klimaneutral sein. Damit verbleiben uns knappe 22 Jahre, in der die 
Wärmewende die Energie für Raumwärme-, Warmwasser- und Prozesswärmeberei-
tung vollständig dekarbonisieren soll. Die Vorgaben der GEG-Novelle reichen dafür 
nicht aus. Erst im Verbund mit dem neuen Gesetz zur kommunalen Wärmeplanung 
kann sich der günstige Rahmen beschleunigen und Investitionssicherheit geschaffen 
werden. Das Wärmeplanungsgesetz wurde Mitte August 2023 vom Kabinett beschlos-
sen, die GEG-Novelle wird der Bundestag voraussichtlich im September verabschie-
den. In Kraft treten sollen beide Gesetze 2024.
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führend agierte dabei der Ausschuss für 
Städtebau, Wohnungswesen und Raumord-
nung. Auf 33 Seiten begründeten sie sehr 
ausführlich ihre Empfehlungen. Die Bun-
desratsmitglieder berieten im Plenum über 
die GEG-Novelle am 12.05.2023. Dabei 
folgten sie in ihrem Beschluss den Aus-
schussempfehlungen in etlichen Aspekten.

Zum Gesetzentwurf allgemein nahm der 
Bundesrat Stellung. Das Gremium empfahl 
der Bundesregierung unter dem Buchsta-
ben f) die kommunale Wärmeplanung per 
Gesetz bundesweit verpflichtend einzufüh-
ren. Als Argumente führte der Bundesrat 
folgende Begründungen an: Von der Wär-
meversorgung seien private Eigentümer, 
die Wohnungswirtschaft, Wärmenetzbetrei-
ber sowie Gewerbe- und Industriebetriebe 
betroffen. Die Umstellung auf nicht-fossile 
Brennstoffe müsse sehr effizient und umfas-
send koordiniert sein. Eine kommunale 
Wärmeplanung könne die nötigen Ände-
rungen der Wärmewende vorausschauend 
gestalten. Sie stelle aufgrund von Bestands- 

und Potenzialanalysen die Wärmeversor-
gung übersichtlich dar. Davon ausgehend 
könnten die beteiligten Akteure der Wär-
mewende die nötigen Maßnahmen planen 
und umsetzen. Private und gewerbliche In-
vestoren benötigten die resultierenden In-
formationen der kommunalen Wärmepla-
nung. Sie interessiere etwa, ob für ein 
bestimmtes Baugrundstück ein Anschluss 
an ein Nah- oder Fernwärmenetz anstehe.

Kommunale Wärmeplanung 
und GEG-Novelle

Der Bundestagsausschuss für Klimaschutz 
und Energie erläuterte die Verzahnung der 
kommunalen Wärmeplanung mit der 
GEG-Novelle. In der „Formulierungshilfe 
des BMWK für einen Änderungsantrag der 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP“ findet sich folgende Begrün-
dung. Die vorgeschlagenen neuen Rege-
lungen in § 71 (Anforderungen an 
Heizungsanlagen) Absatz 8 sollen über-
gangsweise wirken. Sie dienen der Verzah-

nung des GEG mit der Wärmeplanung. 
Letztere erfolgt durch die Kommunen oder 
kommunalen Zusammenschlüsse im Kon-
voi-Verfahren. Sie soll künftig aufgrund von 
bundeseinheitlichen Regelungen fußen. Die 
Wärmeplanung ist eine strategische Pla-
nung. Sie bietet Bürgern Orientierung. Die-
se können den möglichen Ausbau leitungs-

Empfehlung Bundesrat: „Die Bundes-
regierung wird gebeten, eine bundesweit 
geltende Verpflichtung einer kommuna-
len Wärmeplanung zu schaffen, die be-
reits bestehende Länderregelungen be-
rücksichtigt. Zudem ist sicherzustellen, 
dass die besonderen Übergangsvor-
schriften des GEG für kommunale wie 
auch private Planungen von Wärmenet-
zen Anwendung finden. Außerdem wird 
die Bundesregierung aufgefordert, die 
Förderung von perspektivisch auf erneu-
erbaren Energien basierenden Wärme-
netzen zu verbessern.“

Tabelle: Überblick parlamentarische Schritte zur GEG-Novelle 2024
Datum Gremium Akteure und Aktionen Drucksachen

03.04.2023 BMWK und BMWSB
Zuständige Bundesministerien: Einigung auf Referentenentwurf „Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und zur Änderung der Heizkostenverordnung 
sowie zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung“

19.04.2023 Bundeskabinett Kabinett der Bundesregierung: Bewilligung des Entwurfs der Koalitionsfraktionen für eine 
GEG-Novelle BMWK-Download

03.05.2023
Bundesrat

Vier zuständige Ausschüsse: Empfehlungen zum GEG-Novellenentwurf

12.05.2023 Plenum: Stellungnahme zum Novellenentwurf unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
der Ausschüsse BR Drucksache 170/23 (Beschluss)

17.05.2023

Bundestag

Bundesregierung: Einbringung des GEG-Novellenentwurfs in den Bundestag BT Drucksache 20/6875

13.06.2023 Koalitionsfraktionen: Vorlage „Leitplanken zur weiteren Beratung des Gebäudeenergie-
gesetzes“ Ausschussdrucksache 20(25) 397

15.07.2023 Bundestag-Plenum: Erste Lesung zum GEG-Novellenentwurf BT Drucksache 20/6875

21.07.2023 Ausschuss für Klimaschutz und Energie: Öffentliche Anhörung zum GEG-Novellenentwurf 
der Bundesregierung BT Protokoll-Nr. 20/70

30.06.2023 BMWK: Vorlage „Formulierungshilfe für Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP“ Ausschussdrucksache 20(25)426

03.07.2023 Ausschuss für Klimaschutz und Energie: Zweite öffentliche Anhörung zum GEG-Novellen-
entwurf Liste Sachverständige

04.07.2023 Koalitionsfraktionen: Vorlage Änderungsantrag zum GEG-Entwurf aufgrund der Aus-
schussempfehlungen

05.07.2023 Ausschuss für Klimaschutz und Energie: Erneute Beratung und Beschlussempfehlung Drucksache 20/7619

05.07.2023 Bundesverfassungsgericht Stopp der weiteren Abstimmungen durch Beschluss (Aktenz. 2 BvE 4/23)

09/2023 Bundestag Plenum: Voraussichtliche, endgültige Abstimmung über GEG-Novelle

01.01.2024 Bundesgesetzblatt Verkündung: GEG-Novelle und Gesetz zur Wärmeplanung sollten voraussichtlich in Kraft 
treten
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gebundener Wärmeversorgung auf der 
Grundlage von erneuerbaren Energien 
oder unvermeidbarer Abwärme erkennen. 
Das umfasst die Ausgestaltung von Wär-
menetzen sowie die Umstellung von be-
stehenden Gasnetzen auf Wasserstoff. Auf 
diese Weise sollen die Bürger sich auch bei 
der Auswahl einer neuen Heizung orientie-
ren können. Die Wärmepläne sollen aller-
dings keine rechtliche Außenwirkung ha-
ben. Bis zu ihrem Vorliegen gibt es daher 
für Bestandsgebäude und Neubauten einen 
Aufschub. In Neubaugebieten gilt aller-
dings die Pflicht zur Nutzung von 65 Pro-
zent erneuerbaren Energien bei neuen Hei-
zungen. Je nach Größe der Kommune 
variiert per Gesetzesvorgabe der Zeitpunkt 
für die Pflicht, entsprechende Pläne vorzu-
legen. Davon abhängig soll im Bestand die 
Pflicht gelten, bei neuen Heizungen 65 Pro-
zent erneuerbare Energien zu nutzen. Aus-
schlaggebend für die Fristen ist, wie viele 
Einwohner am 01.01.2024 in einem Ge-
biet gemeldet sind:

1. �Über 100.000 Einwohner: Pflicht gilt ab 
30.06.2026

2. �Höchstens 100.000 Einwohner: Pflicht 
gilt ab 30.06.2028

Da der Wärmeplan keine rechtliche Wir-
kung, hat bedarf es in allen Fällen einer zu-
sätzlichen Entscheidung. Es geht um die 
Frage der Ausweisung des Gebiets. Das 
kann für Neubau oder Ausbau eines Wär-
menetzes sein. Je nachdem, wie es ausge-
wiesen ist, kann es auch als Wasserstoff-
netzgebiet ausgebaut werden.

In manchen Bundesländern werden aktuell 
schon Wärmepläne erarbeitet oder liegen 
bereits vor. Auch hier gilt die Pflicht zur 
Nutzung von 65 Prozent erneuerbaren 
Energien nicht automatisch. Es bedarf einer 
zusätzlichen Entscheidung der zuständigen 
Landesbehörde. Dadurch erst werden die 
Regelungen rechtsverbindlich. Bereits vor-
liegende Wärmepläne sollen ggf. Be-
standsschutz genießen. Dann muss man sie 
nicht überarbeiten. Wärmepläne, die auf-
grund von Landesregeln entwickelt wurden, 
haben Sonderstatus. Sie gelten als „auf 
Grundlage einer bundesgesetzlichen Rege-
lung zur Wärmeplanung erstellt“.

Diese Vorschrift gilt erst, wenn das Wärme-
planungsgesetz in Kraft ist. Die zuständige 
Landesbehörde kann auf dieser Grundlage 
entscheiden, ob sie ein Wasserstoff- oder 
Wärmenetzgebiet ausweist. Erst nachdem 
das entschieden ist, gilt die bereits erwähn-
te Nutzungspflicht. Entscheidet die zustän-
dige Stelle nicht gesondert – Wasserstoff- 
oder Wärmenetzgebiet –, greifen die zuvor 
genannten Fristen. Dabei hängt es von der 
Anzahl der Einwohner der Gemeinde ab. 
Eine Ausnahme bilden Heizungen in Neu-
bau und Bestand außerhalb von Neubau-
gebieten. Wenn sie in der Übergangszeit 
nach Absatz 8 eingebaut wurden, entfällt 
die Nutzungspflicht. Das bezieht sich auf 
die Anforderung des § 71 Abs. 1 zur Nut-
zung von 65 Prozent erneuerbaren Ener-
gien. Für diese Heizungsanlagen gilt ledig-
lich § 71 Abs. 9. Er regelt die Pflicht zur 
stufenweisen ansteigenden anteiligen Nut-
zung von grünen Gasen. Hier zeigt sich 
wieder die enge Verzahnung des Gebäu-
deenergiegesetzes mit der Wärmeplanung. 
Auf kommunaler Ebene – als Grundlage 
für Wärmepläne – soll das neue Gesetz 
entsprechend gelten.

2 | Die Wärmeplanung ist eine strategische Planung, die nicht zuletzt den Bürgern Orientierung bieten soll. Je nach Größe der Kommune variiert per Geset-
zesvorgabe der Zeitpunkt für die Pflicht, entsprechende Pläne vorzulegen. Davon abhängig soll im Bestand die Pflicht gelten, bei neuen Heizungen 65 Prozent 
erneuerbare Energien zu nutzen. Ausschlaggebend für die Fristen ist, wie viele Einwohner am 01.01.2024 in einem Gebiet gemeldet sind.
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Gesetz zur kommunalen �
Wärmeplanung

Die Ausgangslage in Deutschland ist sehr 
ernüchternd. Der EE-Anteil für Raumwär-
me in privaten Haushalten beträgt aktuell 
nur ca. 18 Prozent. Etwa 14 Prozent der 
Haushalte sind an ein Fernwärmenetz an-
geschlossen. Auch hier beträgt der EE-An-
teil nur 20 Prozent. Die Bereitstellung von 
Prozesswärme erfolgt zum Großteil über 
Erdgas und Kohle. Der EE-Anteil liegt le-
diglich bei rund sechs Prozent. Abhilfe ver-
spricht das neue „Gesetz für die Wärme-
planung und zur Dekarbonisierung der 
Wärmenetze“. Für den Referentenentwurf 
vom 01.06.2023 zeichnete das Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen (BMWSB) federführend. 
Vom 02. bis 15.06.2023 fand eine erste 
Länder- und Verbändeanhörung statt. Da-
nach wurde der Referentenentwurf über-
arbeitet. Die Überarbeitung  (21.07.2023) 
unterscheidet sich in folgenden Punkten 
vom Erstentwurf (01.06.2023):

•	Die Wärmeplanung wird bundesweit ein-
geführt, auch für kleine Gemeinden (§ 4).

•	Für Gemeinden bis 10.000 Einwohner ist 
ein vereinfachtes Verfahren möglich  
(§ 22).

•	Eine Vorprüfung ist nun auch möglich  
(§ 14), um Teilgebiete leichter zu identifi-
zieren, für die wahrscheinlich die Wär-

meversorgung per Wärme-/Wasserstoff-
netz nicht erfolgen kann. Für diese Ge-
biete gelten reduzierte Anforderungen.

•	Kleinere benachbarte Gemeinden können 
bei der Wärmeplanung zusammenarbei-
ten. Sie können ihre Wärmepläne zusam-
men erstellen im Konvoi-Verfahren. Die 
Länder entscheiden darüber (§ 4).

•	Die Fristen für die Wärmepläne sind nun 
angepasst. Die Regelungen wurden ge-
strafft (§ 4 Abs. 2).

•	Gemeinden mit über 100.000 Einwohner 
müssen bis 30.06.2026 Wärmepläne er-
stellen.

•	Alle anderen Gemeindegebiete müssen 
spätestens 30.06.2028 dieser Pflicht 
nachkommen.

•	Die Neufassung der EU-Energieeffizienz-
richtlinie (EED) ist weitgehend umgesetzt 
(§ 21). 

•	Nachdem die EED im Herbst 2023 in Kraft 
tritt, müssen auch Gemeinden ab 45.000 
Einwohnern Wärmepläne erstellen. Auch  
müssen sie bestimmte Anforderungen er-
füllen, wie potenzielle Synergieeffekte mit 
den Plänen benachbarter regionaler oder 
lokaler Behörden berücksichtigen. 

•	Die Kältepläne in der EED sind noch nicht 
Bestandteil des Gesetzentwurfs. Sie sollen 

später ergänzt werden, im Rahmen eines 
parlamentarischen Verfahrens oder in ei-
ner späteren Novelle.

•	„Wasserstoffnetzgebiet“ wird als mögli-
ches Wärmeversorgungsgebiet (§ 3  
Nr. 11) eingeführt.

•	Beplante Teilgebiete können als voraus-
sichtliches Wasserstoffnetzgebiet ausge-
wiesen werden, wenn die planungsverant-
wortliche Stelle eine derartige Wärmever-
sorgung als geeignet erachtet.

•	In diesen Gebieten darf man künftig was-
serstoffbasierte Heizanlagen einsetzen.

•	Die Wärmeplanung wird noch enger mit 
dem GEG verknüpft (6. Abschnitt „Ent-
scheidung über die Ausweisung von Ge-
bieten i. S. d. Gebäudeenergiegesetzes; 
Transformation von Gasnetzen“).

•	Die Wärmeplanung bleibt grundsätzlich 
informell, d. h. nicht rechtsverbindlich  
(§ 23 Abs. 4).

•	Die planenden Stellen können durch eine 
formale Entscheidung Gebiete zum Neu- 
oder Ausbau von Wärmenetzen oder als 
Wasserstoffnetzausbaugebiete verbindlich 
ausweisen (§ 26).

•	Diese Ausweisung kann der Pflicht zu ei-
ner strategischen Umweltprüfung unterlie-
gen. Das ist der Fall, wenn man die Flä-
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Dipl.-Ing. UT �
Melita Tuschinski

ist seit 1996 als Freie Architektin und Au-
torin in Stuttgart selbstständig tätig. Ihr 
Büro ist spezialisiert auf energieeffiziente 
Architektur und deren Kommunikation 
über Print- und Internet-Medien. Sie ver-
öffentlicht regelmäßig Fachbeiträge zu 
energiesparrechtlichen Regeln und zur 
Praxis für Gebäude in Publikationen für 
Architekten, Planer und Bausachverständi-
ge. Seit 1999 gibt sie das Portal EnEV-on-
line.de und später zudem  GEG-info.de 
heraus. Inzwischen informiert sie in die-
sem Rahmen auch unter GEIG-online.de 
über das Gebäude-Elektromobilitätsinfra-
struktur-Gesetz (GEIG).

Kontakt unter: info@tuschinski.de
www.tuschinski.de
www.GEG-info.de

 3 | Bis spätestens 2045 muss die Wärmeversorgung mit fossilen Brennstoffen beendet sein, sprich: Spätestens ab dann muss auch die Infrastruktur der 
Wärmenetzbetreiber vollständig dekarbonisiert sein.

chen umweltrelevant in Anspruch nimmt 
(§ 27 Abs. 4).

•	Bis 2030 müssen bestehende Wärmenet-
ze (statt wie im Vorentwurf zu 50 Prozent) 
zu 30 Prozent aus EE oder unvermeidba-
rer Abwärme oder einer Kombination dar-
aus betrieben werden. Bis 2040 muss der 
Anteil mindestens 80 Prozent betragen.

•	Der Wärmenetzbetreiber kann eine Frist-
verlängerung beantragen, wenn er einen 
anderen Zeitplan verfolgt. Bis 2045 müs-
sen seine Wärmenetze allerdings auch 
vollständig dekarbonisiert sein (§ 29  
Abs. 1 S. 2).

•	Es bleibt dabei, dass bis 31.12.2044 die 
Wärmeversorgung flächendeckend klima-
neutral sein muss (§ 31). Das bislang vor-
gesehene Betriebsverbot wird gestrichen.

Zum Entwurf vom 21.07.2023 wurde bis 
zum 26.07.2023 eine weitere Länder- und 
Verbändeanhörung eingeleitet. Das Bun-
deskabinett hat inzwischen am 16.08.2023 
den Entwurf des Wärmeplanungsgesetzes 
beschlossen. Zum Redaktionsschluss für 
diesen Beitrag Mitte August waren folgen-
de weitere Schritte angestrebt:

+ GEG: Am 05.09.2023 soll der Bundes-
tag entscheiden, ob die zweite und dritte 
Lesung zur GEG-Novelle in der Sitzung 
vom 08.09.2023 stattfindet. Die Fraktio-
nen sind sich noch nicht einig. 

+ Wärmeplanungsgesetz: Der Bundesrat 
soll sich am 29.09.2023 damit befassen. 
Anschließend soll auch der Bundestag dar-
über beraten.

+ Inkrafttreten: Beide Regelungen sollten 
ab dem 01.01.2024  gelten. 

Ausblick

Die heißen Sommertage haben uns er-
mahnt, die Klimabelastung dringend zu 
stoppen. Gelingt das für die Wärmeerzeu-
gung durch Dekarbonisierung in Deutsch-
land, ist ein wichtiger Schritt vollbracht. Für 
Energieberater, Architekten, Planer und 
Handwerker bringen diese Gesetze einen 
hohen Weiterbildungsbedarf, denn Bauher-
ren, Eigentümer und kommunale Entschei-
der erwarten kompetente, zukunftsorien-
tierte Beratung, Planung und Ausführung 
ihrer Gebäude und Wärmeversorgung.
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Im Gespräch mit Michael Brieden-Segler

Herr Brieden-Segler, was spricht für die 
kommunale Wärmeplanung?

Bis spätestens 2045 muss die Wärmever-
sorgung mit fossilen Brennstoffen beendet 
sein. Hierbei geht es um die Beheizung und 
Warmwasserversorgung von Gebäuden 
und um die Wärmebereitstellung für Pro-
zesswärme in Gewerbe und Industrie. Da-
bei sind Einzellösungen gerade in Gebieten 
mit hoher Wärmedichte oft nicht geeignet, 
so dass eine Fern- bzw. Nahwärmelösung 
erforderlich ist. Um hierbei Fehlinvestitio-
nen zu vermeiden, muss das örtlich konkret 
geplant werden. Die Nah- und Fernwärme-
gebiete müssen von den Bereichen abge-
grenzt werden, in denen die Wärme- 
versorgung von den jeweiligen Gebäude-
eigentümern selbst gewährleistet werden 
muss.

Die Verantwortung liegt also bei den 
Kommunen. Warum sollen die Städte 
und Gemeinden diese Aufgabe über-
nehmen?

Da die Kommunen, also die Städte und 
Gemeinden, für die Bauleitplanung und 
die Daseinsvorsorge mit Energie zuständig 
sind, ist die Wärmeplanung eine kommu-
nale Aufgabe. Zudem wissen nur die Kom-
munen, wie die konkrete Situation vor Ort 
aussieht.

Wofür sind die Kommunen verantwort-
lich im energiebezogenen Kontext?

Die Kommunen legen im Rahmen der Bau-
leitplanung, insbesondere in Bebauungs-
plänen, auch die Art der Energieversor-
gung fest. Die Absicherung einer 
wirtschaftlichen Nah- und Fernwärmever-

Wärmeplanung in der Praxis
Wie wirken sich die Weichen, die in der kommunalen Wärmeplanung gestellt werden, 
auf die Arbeit jener aus, die Energie- und Klimaschutzkonzepte entwickeln? Darüber 
hat Melita Tuschinski mit Michael Brieden-Segler, dem Geschäftsführer der E&U  
Energiebüro GmbH in Bielefeld, gesprochen.

sorgung muss durch kommunale Satzun-
gen, wie etwa die Ausweisung von Fern-
wärmevorranggebieten, mit einem An- 
schluss- und Benutzungszwang abgesichert 
werden, denn nur wenn alle Gebäude in 
dem Fernwärmevorranggebiet an die Fern-
wärme anschließen, ist ein kostengünstiger 
und wirtschaftlicher Fernwärmeausbau 
möglich. Solch einen Anschluss- und Be-
nutzungszwang haben wir ja auch beim 
Abwasser oder bei der Müllentsorgung.

Und wie läuft es derzeit konkret?

Die Kommunen müssen je nach Einwoh-
nerzahl bis Mitte 2026 oder Mitte 2028 
ihre Wärmepläne fertig haben. Derzeit gibt 
es noch eine sehr hohe Förderung von  
90 Prozent für die Erstellung, im Jahr 2024 
werden es noch 70 Prozent sein. Kommu-
nen, die sich in der Haushaltssicherung be-
finden, erhalten noch einen zehn Prozent 
höheren Zuschuss. Die Kommunen sollten 
also schnellstmöglich einen Förderantrag 
stellen. Ein Problem dürfte bei der Erstel-
lung nach der Förderbewilligung das Fin-
den eines geeigneten Planungsbüros sein.

Wie sieht es in Neubaugebieten und 
bereits bestehenden Arealen aus?

Neubauten und Neubaugebiete sind kein 
Problem. Hier gibt es einen sehr geringen 
Wärmebedarf, der gut über kleine Wärme-
pumpen gedeckt werden kann. In Neubau-
gebieten mit hoher Wärmedichte kommt 
eine kalte Nahwärmeversorgung nicht in-
frage. Das eigentliche Problem sind die Be-
standsbauten und die Prozesswärme.

Mit was für Kommunen haben Sie 
praktische Erfahrungen zur Beratung 

und Planung der Wärmeversorgung 
ohne fossile Energiequellen gesam-
melt?

Wir arbeiten mit kleinen und mittleren 
Kommunen zusammen. Dort ist die Umset-
zung der Maßnahmen eher einfach – vo-
rausgesetzt, die örtlichen Handlungsträger 
sind engagiert. Ein Problem in kleinen und 
mittleren Kommunen ist jedoch häufig, 
dass diese nicht über ein eigenes Stadt-
werk verfügen. Daher müssen sie entspre-
chende Lösungen für eine Wärmeversor-
gung finden.

Wie steht es in Bereichen, wo die Nah- 
oder Fernwärme nicht geeignet ist?

Rund 80 Prozent der Wohngebäude in 
Deutschland sind Ein- und Zweifamilien-
häuser; in kleinen und mittleren Städten 
sind es 90 bis 95 Prozent. Dort kommt nor-
malerweise nur eine Einzelheizung in Be-
tracht, also üblicherweise eine Wärmepum-
pe. Die weitaus meisten Bestandsbauten 
sind dafür auch geeignet. Die kommunale 
Wärmeplanung muss im Gemeindegebiet 
die Bereiche identifizieren, für die eine 
Nah- oder Fernwärme sinnvoll ist und wo 
das nicht der Fall ist. Eine solche Abgren-
zung ist nicht schwer und schnell zu reali-
sieren.

Welche Lösungsoptionen haben Sie da-
bei entwickelt?

Zunächst muss man zwischen Einzel- und 
verdichteter Bebauung unterscheiden. Aber 
auch in kleinen Kommunen gibt es große 
Potenziale für Nahwärmelösungen, die für 
die Gebäudeeigentümer und Unternehmen 
i. d. R. deutlich kostengünstiger sind als 
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Einzelheizungen. Dänemark hat z. B. auf-
gezeigt, wie auch im ländlichen Raum eine 
Wärmeversorgung aufgebaut werden 
kann. Die Potenziale für erneuerbare Wär-
mequellen sind im ländlichen Raum eher 
gegeben, etwa durch Biogasanlagen, Wär-
merückgewinnung aus Abwasser, große 
Solarthermieanlagen, flächenhafte Erdwär-
mepumpen oder Abwärmenutzung aus Ge-
werbebetrieben.

Wie waren bislang Ihre Erfahrungen in 
der Zusammenarbeit mit den Kommu-
nen?

Generell sind unsere Erfahrungen sehr gut. 
Vor allem in Kommunen gibt es viele Akteu-
re, die die Notwendigkeit der Klimaneutrali-
tät erkannt haben und etwas tun wollen. Wir 
können dann mit den Verwaltungen, der 
Politik und den örtlichen Akteuren gute Lö-
sungen finden. Es gibt auch vereinzelt Hand-
lungsträger, die Maßnahmen eher blockie-
ren und das fertige Konzept einfach in den 
Aktenschrank legen. Das wird demnächst 
mit dem Gesetz zur kommunalen Wärme-
planung aber nicht mehr zulässig sein.

Was ist neu bei der kürzlich eingeführ-
ten kommunalen Wärmeplanung im 
Vergleich zu Ihren bisherigen Klima-
schutzkonzepten?

Klimaschutzkonzepte sind umfangreicher. 
Dort ist Wärmeplanung nur ein, wenn auch 
ein wichtiger, Teilaspekt. Die jetzt zu erstel-
lenden kommunalen Wärmepläne sind 
sehr umsetzungsorientiert auf der Basis 
einer sehr detaillierten Datenaufnahme be-
züglich der Wärmebedarfe und den Poten-
zialen für erneuerbare Wärmeerzeugung.

Wie sehen Sie den Nutzen der kommu-
nalen Wärmeplanung?

Für den Umbau der Wärmeversorgung ha-
ben wir nur noch gut 20 Jahre Zeit. Dieser 
Zeitraum ist deshalb so knapp, weil in 
Deutschland 30 Jahre „vertan“ wurden vor 
dem Hintergrund einer Phase billigen Ga-
ses und Öls. In vielen Ländern hat man 
sehr viel früher begonnen und ist daher 
auch erheblich weiter. Spätestens 2045 
wird es keine Beheizung mit Gas und Öl 
mehr geben. Das ist gesetzlich – etwa 
durch das Klimaschutz- und Energiewirt-
schaftsgesetz – festgelegt. Dieses Ziel ist 

auch durch EU-Recht festgeschrieben. Die 
kommunale Wärmeplanung muss also jetzt 
schnell realisiert werden, denn die Bürger 
und Unternehmen müssen noch zusätzlich 
Geld in die Hand nehmen, um die Heizun-
gen entsprechend umzustellen.

Wo sehen Sie in der Praxis potenzielle 
Probleme mit der kommunalen Wär-
meplanung?

Probleme können sich bei der Umsetzung 
der kommunalen Wärmeplanung ergeben. 
Den Aspekt der finanziellen Mittel für die 
Maßnahmenumsetzung wie für Wärmelei-
tungsbau sehe ich hingegen als nicht pro-
blematisch. Allerdings werden sich Schwie-
rigkeiten durch fehlende Arbeitskräfte 
ergeben. Es gibt zu wenige Tiefbaufirmen, 
die schnell Leitungen bauen können. Zu-
dem existieren noch erhebliche Qualifika-
tionsdefizite bei Handwerkern in Bezug auf 
Wärmepumpen. Deutschland ist – im 
Gegensatz zu unseren europäischen Nach-
barn – in Bezug auf diese Technologie 
noch ein „Entwicklungsland“. Keine Proble-
me sehe ich indes bei der Datenerfassung, 
da die erforderlichen Daten bei den Be-
zirksschornsteinfegern, den Gas- und 
Stromnetzbetreibern und den Kommunen 
alle vorliegen. Auch der derzeitige Beschaf-
fungsstau für Wärmepumpen wird sich 
schnell auflösen.

Was sollten die Kommunen im Rahmen 
ihrer Wärmeplanung beachten?

Die Wärmeplanung muss sich an mehreren 
Kriterien orientieren. Zum einen an einer 
möglichst schnellen CO2-Reduzierung bzw. 
Klimaneutralität. Zum anderen aber auch 
an einer energieeffizienten erneuerbaren 
Energiebereitstellung sowie einer für die 
Bürger möglichst bezahlbaren Wärmever-
sorgung. Daher müssen Bürger und Unter-
nehmen in den Erstellungsprozess einge-
bunden werden. Je besser diese Einbindung 
gelingt, desto einfacher ist anschließend 
auch die Umsetzung.

Sie haben die Planungsbüros erwähnt. 
Was raten Sie Ihren Berufskollegen bei 
der Entwicklung der kommunalen Wär-
meplanung?

Die Planungsbüros sollten sich an den 
Bedürfnissen der Bürger und der Unter-

nehmen vor Ort orientieren. Ziel sollte 
sein, möglichst schnell eine fossilfreie 
Wärmeversorgung zu erreichen. Das 
steht natürlich in Widerspruch zu Gas- 
und Ölversorgern, deren Geschäftsmo-
dell nicht mehr trägt. Auch die Stromnetz-
betreiber müssen einbezogen werden, da 
überall dort, wo keine Nah- oder Fern-
wärme sinnvoll ist, die Stromnetze für den 
Betrieb von Wärmepumpen und Ladesta-
tionen sehr schnell ausgebaut werden 
müssen.

Was ist Ihnen in diesem Kontext noch 
wichtig zu erwähnen?

Die Extremhitze im Mittelmeerraum, die 
Aufheizung des Atlantiks und die großen 
Dürregebiete in Deutschland zeigen, dass 
wir schnellstmöglich das Verbrennen fos-
siler Energien einstellen müssen. Ge-
schieht das nicht, werden sich weltweit 
die Lebensbedingungen verschlechtern. 
Die Folge werden zunehmende soziale 
Konflikte, Flüchtlingsbewegungen und 
Kriege sein. Noch können wir diese Ent-
wicklung stoppen, aber die Zeit wird 
knapp.

Dipl.-Ing. UT Melita Tuschinski

1 | Michael Brieden-Segler ist geschäftsführen-
der Gesellschafter der E&U Energiebüro GmbH 
in Bielefeld.
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Herr Schickel, wie waren Sie mit dem 
BTGA in die Entwicklung der GEG-No-
velle involviert?

Das Gebäudeenergiegesetz begleitet der 
Verband bereits seit der ersten Veröffentli-
chung eines Referentenentwurfs im Jahr 
2019 für das GEG, das ab 01.11.2020 
galt. In die aktuelle Fortschreibung des Ge-
setzes, die „GEG 2024“, ist der Verband 
ebenfalls intensiv eingebunden. Die ver-
schiedenen Referentenentwürfe und den 
Koalitionsbeschluss zur Novelle haben wir 
jeweils begleitet und aus Sicht der Ver-
bandsmitglieder kommentiert.

Was umfassten Ihre Stellungnahmen 
und wieviel Zeit hatten Sie, diese vor-
zubereiten?

Unsere Stellungnahmen beziehen sich 
hauptsächlich auf Inhalte des Entwurfs, die 
für unsere Mitglieder – die industriell aus-
gerichteten Anlagen bauenden Unterneh-
men – von Bedeutung sind. Im Fokus steht 
daher die technische Umsetzung der im Ge-
bäudeenergiegesetz formulierten Anforde-
rungen. Die Kapazitäten bei Handwerk und 
Industrie, die Technologieoffenheit der An-
forderungen und dann auch das Zusam-
menspiel von Technik und Gebäudehülle 
bilden die wesentlichen Punkte. Unsere 
Kommentierung wurde durch die enge zeit-
liche Vorgabe des Gesetzgebers nicht gera-
de erleichtert. Zum aktuellen Entwurf hatten 
die Verbände gerade einmal drei Werktage 
Zeit zur Kommunikation im Verband und zur 
Kommentierung. Wer die komplexen Vor-
gänge zur Meinungsfindung innerhalb eines 

GEG-Novelle und �
kommunale Wärmeplanung
Trotz des vorübergehenden gerichtlichen „Stopps“ wird die GEG-Novelle kommen. 
Melita Tuschinski hat mit Clemens Schickel, Geschäftsführer Technik des BTGA, 
über das neue Gesetz und die „Verquickung“ mit der kommunalen Wärmeplanung 
gesprochen.

Verbands kennt, kann erahnen, dass diese 
Zeitschiene einen erheblichen Kraftakt be-
deutete. Das ist leider kein Einzelfall. Wir 
appellieren daher schon seit Längerem an 
die Politik, trotz aller gebotenen Eile bei Ge-
setzgebungsverfahren den zur Einbindung 
der Öffentlichkeit erforderlichen zeitlichen 
Rahmen zu berücksichtigen und so ein qua-
litativ besseres Werk zu ermöglichen.

Welche Positionen nahmen Sie bei den 
Stellungnahmen ein?

Zum einen haben wir die Forderung erho-
ben, dass über Wärmerückgewinnungssys-
teme in raumlufttechnischen Anlagen (RLT) 
zurückgewonnene Energie als erneuerbare 
Energie i. S. d. Gesetzes anerkannt wird. 
Wird bei einer freien Lüftung, etwa durch 
das Öffnen von Fenstern, diese Wärme- 
bzw. Kälteenergie über den Luftaustausch 
an die Umgebung abgegeben und dort 
durch Wärmepumpentechnik dem Gebäu-
de wieder zur Verfügung gestellt, ist das als 
„erneuerbare Energie“ anerkannt. Direkt 
im Gebäude zurückgewonnene Energie je-
doch nicht. Das ist nur schwer zu erklären. 
Weiter haben wir unsere Bedenken bei der 
Forderung nach § 71p (Verordnungs-
ermächtigung zu dem Einsatz von Kältemit-
teln in elektrischen Wärmepumpen und 
Wärmepumpen-Hybridheizungen) formu-
liert, nach dem die Bundesregierung er-
mächtigt wird, mittels einer Verordnung 
den Einsatz von ausschließlich natürlichen 
Kältemitteln in Wärmepumpensystemen 
einzufordern. Das geht weit über die euro-
päischen Anforderungen hinaus und würde 
bedeuten, dass ein Großteil der marktver-

fügbaren (WP-) Systeme nicht mehr verwen-
det werden dürfte. Das lautstark propagier-
te Ziel, jährlich 500.000 Wärmepumpen in 
Deutschland einzubauen, wäre bereits auf-
grund der geringen Anzahl an lieferbaren 
Systemen nicht mehr zu erreichen.

Dabei mutierte die Wärmepumpe in 
der GEG-Novelle doch eigentlich zum 
„Liebling der Politik“. Warum setzt die 
Politik so intensiv auf diese Systeme?

Die Wärmepumpentechnologie ist eine 
sehr energieeffiziente Technik, um Gebäu-
de zu beheizen und/oder zu kühlen. Die 
Hersteller haben bei der Vorbereitung des 
Referentenentwurfs zum GEG die einfache 
Anwendung der Technologie gerade in Be-
standsgebäuden propagiert. Allerdings 
sind viele dieser Immobilien aufgrund der 
Wärmeübergabesysteme, die ein hohes 
Temperaturniveau des Heizmediums erfor-
dern, nicht ohne Weiteres für den Einsatz 
von Wärmepumpen geeignet. Die Systeme 
sind von einer einfachen Installation – qua-
si einem „Plug and Play“ – weit entfernt. Es 
sind individuelle Planungen und Fachex-
pertisen bei der Errichtung dieser Anlagen 
vonnöten. Hinzu kommt, dass für die Trink-
warmwasserbereitung Vorlauftemperaturen 
im Heizmedium von mindestens 65 °C be-
nötigt werden, um den hygienischen Anfor-
derungen zu genügen.

Und warum wird Abluft politisch nicht 
als „gute Energie“ anerkannt?

Eine technisch nachvollziehbare Begrün-
dung der Politik zu diesem Umstand konnte 
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ich bislang nicht finden. Die Aussage, dass 
die Wärmerückgewinnung (WRG) im Be-
rechnungsgang zur Erstellung des Gebäu-
deenergieausweises nach DIN V 18599 
(Energetische Bewertung von Gebäuden) 
schon berücksichtigt sei, ist als Erläuterung 
dazu nicht geeignet. Hier spielen vermut-
lich eher andere Umstände eine Rolle.

Aber die Pflicht, Gebäude mit 65 Pro-
zent erneuerbaren Energien zu behei-
zen, ist eines der Ziele, das bereits im 
Koalitionsvertrag „festgezurrt“ war.

Das ist richtig und für die schnelle Umset-
zung der Energiewende unerlässlich. Der 
Gebäudesektor kann hierzu durch die 
„Wärmewende“ beitragen. Konkrete Vorga-
ben, die den Gebäudeeigentümern einen 
verlässlichen Zeitrahmen und die nachhal-
tige finanzielle Unterstützung des Gesetz-
gebers zusichern, fördern den notwendigen 
Umbau. Dabei spielt die Technologieoffen-
heit eine wichtige Rolle.

Das schlägt die Brücke zur kommuna-
len Wärmeplanung. Welche Rolle spielt 
sie im Hinblick auf die 65-prozentige 
erneuerbare Heizungspflicht?

Wärmenetze mit zentraler Wärmeerzeu-
gung können deutlich zur Eindämmung 
des Klimawandels beitragen. Mit der 
kommunalen Wärmeplanung kann dem 
Gebäudeeigentümer ein Weg zur Redu-
zierung der Treibhausgasemissionen, die 
aufgrund der Gebäudebeheizung entste-
hen, aufgezeigt und angeboten werden, 
ohne dass dieser sich um die Anlagen-
technik kümmern müsste. Allerdings hat 
auch der Ausbau von Wärmenetzen seine 
Tücken. Neue Wärmenetze sind nicht 
„eben mal“ errichtet – deren Aufbau be-
nötigt schon in Neubaugebieten Jahr-
zehnte und ist für den Gebäudebestand, 
gerade in dicht bewohnten Gebieten, ein 
Generationenprojekt. Die Bewertung der 
zentralen Wärmeerzeugung bezüglich 
ihrer Umweltverträglichkeit muss mindes-
tens den gleichen Ansprüchen genügen, 
die an dezentrale Erzeuger gestellt wer-
den. Wird ein Anschlusszwang an diese 
Netze verordnet, entfällt der Wettbewerb 
zwischen den Erzeugersystemen. Das 
kann langfristig neue Entwicklungen ver-
hindern und birgt die Gefahr der Mono-
polbildung.

Was ist der Hintergrund zu dieser Ent-
wicklung?

Die Verpflichtung zur kommunalen Wärme-
planung ist schon länger ein politisches Ziel. 
Mit der Forderung im Entwurf des GEG, 
neue oder auszutauschende Wärmeerzeu-
ger mit mindestens 65 Prozent erneuerbarer 
Energie zu betreiben, kam die Überlegung 
auf, was den Gebäudeeigentümern bei der 
Erneuerung der Heizungstechnik zuzumuten 
ist. Plant die Gemeinde den Ausbau eines 
Wärmenetzes und informiert sie die Bürger 
darüber nicht umfassend, wären hohe Inves-
titionen in neue dezentrale Heiztechnik wo-
möglich nicht erforderlich gewesen. Daher 
soll den Bürgern eine verlässliche Aussage 
zu den Planungen der Kommunen an die 
Hand gegeben werden. Die Eigentümer 
können mit der kommunalen Planung eine 
mögliche eigene Investition in die Anlagen-
technik, die Kapital langfristig bindet und für 
eine Betriebszeit von etwa 20 Jahren vorge-
sehen ist, besser bewerten. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Forderung der Oppositions-
parteien nach der Einbindung der 
kommunalen Wärmeplanung in die zeitli-
chen Abläufe gemäß GEG-Entwurf zu ver-
stehen.

Sehen Sie die kommunale Wärmepla-
nung als spontane „Lösung aus dem 
Zauberhut“?

Nein, gewiss nicht. Aber der Aufbau von 
Wärmenetzen und insbesondere deren Ver-
sorgung mit Wärmeenergie müssen neu 
gedacht werden. Durch den Wegfall der 
Stromerzeugung auf Basis fossiler Brenn-
stoffe und den Atomausstieg stehen deut-
lich weniger Wärmequellen für die Einspei-
sung in entsprechende Netze zur Verfügung. 
Die so entstehende Angebotslücke für Wär-
meenergie lässt sich nicht allein durch in-
dustrielle Abwärme decken. Hier bedarf es  
innovativer Ansätze zur Versorgung der 
Netze.

Was empfehlen Sie Fachleuten und 
Entscheidern zur kommunalen Wärme-
planung?

Sie sollten mutig die langfristig wirkenden 
Entscheidungen angehen und dabei nicht 
der Versuchung unterliegen, den mit den 
kurzfristigen und zyklischen politischen Ent-
scheidungen einhergehen Überlegungen 

zu folgen. Was mich in der Diskussion ver-
wundert, ist, dass wir NUR von Wärmenet-
zen und Wärmewende reden. Dabei ist 
doch bereits heute absehbar, dass die Küh-
lung von Gebäuden, auch im Wohngebäu-
debereich, künftig eine deutlich größere 
Rolle spielen wird. Warum reden wir also 
nicht heute schon über Energienetze und 
schließen die Kälteversorgung von Gebäu-
den mit ein?

Was möchten Sie noch erwähnen in 
diesem Kontext?

Der Klimaschutz – und damit die Wärme-
wende als ein Teil dessen – ist eine Mam-
mutaufgabe für unsere Gesellschaft. Neh-
men wir uns dieser Aufgabe jetzt nicht an, 
werden künftige Generationen darunter 
leiden. Wir sollten nicht über den Begriff 
„Klimaschutz“ diskutieren, sondern uns 
über die nötigen Schritte zum Erhalt unse-
rer eigenen Umwelt und damit unserer Le-
bensbedingungen Gedanken machen. 
Wenn wir über den „Erhalt unserer Lebens-
bedingungen“ reden, würde das aus mei-
ner Sicht deutlich machen, worum es für 
jeden Einzelnen geht und uns helfen, die 
Aufgaben nicht in eine ferne „Klimazu-
kunft“ zu verschieben.

Dipl.-Ing. UT Melita Tuschinski

 1 | Dipl.-Ing. Clemens Schickel ist der Geschäfts-
führer Technik des BTGA – Bundesindustriever-
band Technische Gebäudeausrüstung e.V., Bonn.
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